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Entscheidungsdatum

01.10.2024
Norm

AsylG 2005 85
BFA-VG 821 Abs5 Satz1
B-VG Art133 Abs4
FPG 8§61
1. AsylG 2005 § 5 heute

2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008

4. AsylG 2005 8§ 5 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. BFA-VG 8 21 heute

2. BFA-VG § 21 glltig von 01.06.2018 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

3. BFA-VG § 21 glltig ab 01.06.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. BFA-VG § 21 gultig von 01.11.2017 bis 31.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. BFA-VG § 21 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. BFA-VG § 21 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. BFA-VG § 21 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

8. BFA-VG § 21 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. FPG § 61 heute
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2. FPG 8§ 61 guiltig ab 01.10.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2022
3. FPG § 61 giiltig von 01.06.2016 bis 30.09.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. FPG § 61 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
5. FPG 8 61 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
6. FPG § 61 gtiltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG § 61 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011

Spruch

W235 2290059-1/5E
W235 2290063-1/5E
W235 2290062-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER als Einzelrichterin Uber
die Beschwerde von 1. XXXX, geb. XXXX , 2. XXXX ', geb. XXXX und 3. mj. XXXX, geb. XXXX, dieser gesetzlich vertreten
durch: XXXX, alle StA. Mongolei, gegen die Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 27.03.2024,
Zl. 1385761305-240283152 (ad 1.), ZI. 1385761109-240283136 (ad 2.) und ZI. 1385761000-240283128 (ad 3.), zu Recht
erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Maga. Sabine MEHLGARTEN-LINTNER als Einzelrichterin
Uber die Beschwerde von 1. rdmisch 40, geb. rémisch 40, 2. rdmisch 40, geb. rémisch 40 und 3. mj. rémisch 40, geb.
réomisch 40, dieser gesetzlich vertreten durch: rémisch 40, alle StA. Mongolei, gegen die Bescheide des Bundesamtes
fur Fremdenwesen und Asyl vom 27.03.2024, ZI. 1385761305-240283152 (ad 1.), ZI. 1385761109-240283136 (ad 2.) und
ZI. 1385761000-240283128 (ad 3.), zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 5 AsylG mit der MalRgabe als unbegrindet abgewiesen, dass Spruchpunkt I. Satz 2 der
angefochtenen Bescheide zu lauten hat wie folgt:Die Beschwerde wird gemal Paragraph 5, AsylG mit der Mal3gabe als

unbegriindet abgewiesen, dass Spruchpunkt rémisch eins. Satz 2 der angefochtenen Bescheide zu lauten hat wie folgt:

,Fur die Prifung des Antrages auf internationalen Schutz ist gemall Art. 18 Abs. 1 lit. b iVm Art. 20 Abs. 5 der
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates Kroatien zustandig.”,Fur die Prufung des
Antrages auf internationalen Schutz ist gemal3 Artikel 18, Absatz eins, Litera b, in Verbindung mit Artikel 20, Absatz 5,
der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates Kroatien zustandig.”

Gemal 8 21 Abs. 5 erster Satz BFA-VG wird festgestellt, dass die Anordnungen zur Au3erlandesbringung zum Zeitpunkt
der Erlassung der angefochtenen Bescheide rechtmdfig waren. Gemald Paragraph 21, Absatz 5, erster Satz BFA-VG
wird festgestellt, dass die Anordnungen zur AulRerlandesbringung zum Zeitpunkt der Erlassung der angefochtenen

Bescheide rechtmaRig waren.
B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1.1. Der Erstbeschwerdeflihrer und die Zweitbeschwerdefiihrerin sind ein Ehepaar und die Eltern des minderjahrigen
Drittbeschwerdefuhrers. Alle drei BeschwerdefUhrer sind Staatsangehodrige der Mongolei. Nach gemeinsamer
unrechtmaBiger Einreise in das dsterreichische Bundesgebiet stellten sie jeweils fiir sich und als gesetzliche Vertreter
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auch fur den minderjahrigen Drittbeschwerdeflhrer am 16.02.2024 die gegenstandlichen Antrage auf internationalen
Schutz.

Eine Eurodac-Abfrage ergab, dass der Erst- und die Zweitbeschwerdefuhrerin jeweils am XXXX .02.2024 in Kroatien
nach erkennungsdienstlicher Behandlung einen Asylantrag stellten.Eine Eurodac-Abfrage ergab, dass der Erst- und die
Zweitbeschwerdefuhrerin jeweils am rémisch 40.02.2024 in Kroatien nach erkennungsdienstlicher Behandlung einen
Asylantrag stellten.

1.2. Am Tag der Antragstellung wurden der Erst- und die Zweitbeschwerdefuhrerin jeweils einer Erstbefragung durch
ein Organ des offentlichen Sicherheitsdienstes unterzogen, wobei sie angaben, in keinem anderen Land um Asyl
angesucht zu haben.

1.2.1. In seiner eigenen Erstbefragung brachte der ErstbeschwerdefUhrer zunachst zu seiner Person vor, dass er XXXX
heiBe und am XXXX geboren sei. Er leide an keinen Krankheiten. Seine Schwester und sein Bruder wirden in
Osterreich leben. Der Erstbeschwerdefiihrer habe die Mongolei 2016 verlassen und habe in die Tirkei zur
Zweitbeschwerdefuhrerin gewollt, die schon im Jahr zuvor aus der Mongolei ausgereist sei. In der Folge habe er sich
bis Mai 2023 in der Turkei aufgehalten und sei dann weiter nach Serbien gereist, wo er bis Janner 2024 geblieben sei.
Danach sei er von Serbien Gber Bosnien nach Kroatien gelangt. Nach einem Aufenthalt von einem Tag und einer Nacht
in Kroatien sei er (ber Slowenien nach Osterreich weitergereist. In Bosnien sei es gefihrlich und einmal seien die
Beschwerdefiihrer von einem Bosnier bedroht worden. Richtung Westen sei es immer besser geworden. In Kroatien
und Slowenien seien die Beschwerdefihrer wie Menschen behandelt worden. Das Reiseziel des
Erstbeschwerdefiihrers sei jedoch Osterreich gewesen, weil hier seine Schwester und sein Bruder leben wiirden. 1.2.1.
In seiner eigenen Erstbefragung brachte der Erstbeschwerdefiihrer zunachst zu seiner Person vor, dass er rémisch 40
heiBe und am romisch 40 geboren sei. Er leide an keinen Krankheiten. Seine Schwester und sein Bruder wirden in
Osterreich leben. Der Erstbeschwerdefiihrer habe die Mongolei 2016 verlassen und habe in die Tirkei zur
Zweitbeschwerdeflhrerin gewollt, die schon im Jahr zuvor aus der Mongolei ausgereist sei. In der Folge habe er sich
bis Mai 2023 in der Turkei aufgehalten und sei dann weiter nach Serbien gereist, wo er bis Janner 2024 geblieben sei.
Danach sei er von Serbien Gber Bosnien nach Kroatien gelangt. Nach einem Aufenthalt von einem Tag und einer Nacht
in Kroatien sei er (ber Slowenien nach Osterreich weitergereist. In Bosnien sei es gefihrlich und einmal seien die
Beschwerdefiihrer von einem Bosnier bedroht worden. Richtung Westen sei es immer besser geworden. In Kroatien
und Slowenien seien die Beschwerdefihrer wie Menschen behandelt worden. Das Reiseziel des
Erstbeschwerdefiihrers sei jedoch Osterreich gewesen, weil hier seine Schwester und sein Bruder leben wiirden.

1.2.2. In ihrer Erstbefragung gab die Zweitbeschwerdefiihrerin zu ihrer Person an, sie heiBe XXXX und sei am XXXX
geboren. Sie leide zwar an keinen Krankheiten, nehme aber Blutdruckmedikamente. In Osterreich lebe ihre
Schwagerin. Die Zweitbeschwerdeflhrerin habe die Mongolei bereits im Juli 2015 verlassen und sei in die Tirkei
gereist, weil mongolische Staatsbirger damals ohne Visum in die Turkei hatten reisen kénnen. Dort sei sie bis 2023
geblieben und habe sich in der Folge von Mai 2023 bis Ende Janner 2024 in Serbien aufgehalten. Von Serbien aus seien
die BeschwerdefUhrer weiter nach Bosnien und danach weiter nach Kroatien gereist. In Kroatien seien sie verhaftet
und ihnen seien die Fingerabdriicke abgenommen worden. Dann seien sie mit einem Zugticket nach Zagreb in ein
Flichtlingsheim geschickt worden. Nach einer Nacht in Kroatien seien die Beschwerdeflhrer tber Slowenien weiter
nach Osterreich gereist. In den durchgereisten Lindern seien viele mongolische Leute und das wolle die
Zweitbeschwerdefiihrerin vermeiden. Ihr Reiseziel sei Osterreich gewesen, weil hier ihre Schwégerin wohne. 1.2.2. In
ihrer Erstbefragung gab die Zweitbeschwerdeflhrerin zu ihrer Person an, sie heiRe rémisch 40 und sei am rémisch 40
geboren. Sie leide zwar an keinen Krankheiten, nehme aber Blutdruckmedikamente. In Osterreich lebe ihre
Schwagerin. Die Zweitbeschwerdeflhrerin habe die Mongolei bereits im Juli 2015 verlassen und sei in die Turkei
gereist, weil mongolische Staatsbirger damals ohne Visum in die Tiurkei hatten reisen kénnen. Dort sei sie bis 2023
geblieben und habe sich in der Folge von Mai 2023 bis Ende Janner 2024 in Serbien aufgehalten. Von Serbien aus seien
die Beschwerdefuhrer weiter nach Bosnien und danach weiter nach Kroatien gereist. In Kroatien seien sie verhaftet
und ihnen seien die Fingerabdriicke abgenommen worden. Dann seien sie mit einem Zugticket nach Zagreb in ein
Flichtlingsheim geschickt worden. Nach einer Nacht in Kroatien seien die Beschwerdefuhrer Gber Slowenien weiter
nach Osterreich gereist. In den durchgereisten Lindern seien viele mongolische Leute und das wolle die
Zweitbeschwerdeflhrerin vermeiden. Ihr Reiseziel sei Osterreich gewesen, weil hier ihre Schwéagerin wohne.

Mit  Verfahrensanordnungen gemaR8 29 Abs. 3 AsylG vom 17.02.2024 wurde dem Erst- und der
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Zweitbeschwerdefuhrerin  gemal38 29 Abs. 3 Z 4 AsylG mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, die Antrage der
Beschwerdefiihrer auf internationalen Schutz zurickzuweisen, da aufgrund des bisherigen Ermittlungsergebnisses
davon auszugehen ist, dass der Dublinstaat Kroatien fur ihre Verfahren zustandig ist. Diese Verfahrensanordnungen
wurden den beiden BeschwerdefUhrern nachweislich am selben Tag Ubergeben. Mit Verfahrensanordnungen gemafi
Paragraph 29, Absatz 3, AsylG vom 17.02.2024 wurde dem Erst- und der Zweitbeschwerdefuhrerin gemal3 Paragraph
29, Absatz 3, Ziffer 4, AsylG mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, die Antrage der Beschwerdeflhrer auf internationalen
Schutz zurlckzuweisen, da aufgrund des bisherigen Ermittlungsergebnisses davon auszugehen ist, dass der
Dublinstaat Kroatien fir ihre Verfahren zustandig ist. Diese Verfahrensanordnungen wurden den beiden
Beschwerdefiihrern nachweislich am selben Tag Gbergeben.

1.3. Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 26.02.2024 auf Art. 18 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EU)
604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prufung eines von einem Drittstaatsangehoérigen oder Staatenlosen in
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustandig ist (= Dublin [lI-VO) gestutzte
Wiederaufnahmegesuche an Kroatien.1.3. Das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl richtete am 26.02.2024 auf
Artikel 18, Absatz eins, Litera b, der Verordnung (EU) 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines
von einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen
Schutz zustandig ist (= Dublin [11-VO) gestitzte Wiederaufnahmegesuche an Kroatien.

Mit Schreiben vom 11.03.2024 stimmte die kroatische Dublinbehérde der Wiederaufnahme des
Erstbeschwerdefiihrers gemaR Art. 20 Abs. 5 Dublin 1lI-VO ausdricklich zu und ergédnzte dahingehende, dass der
Erstbeschwerdefiihrer in Kroatien unter der Identitdt XXXX , geb. XXXX , in Erscheinung getreten ist. Weiters stimmte
die kroatische Dublinbehdérde mit Schreiben vom selben Tag auch der Wiederaufnahme der Zweit- und des
Drittbeschwerdefiihrers gemall Art. 20 Abs. 5 Dublin [1lI-VO ausdricklich zu und gab bekannt, dass die
Zweitbeschwerdefuhrerin in Kroatien die Identitat XXXX , und der Drittbeschwerdefuhrer die Identitdt XXXX , nannten.
Mit  Schreiben vom 11.03.2024 stimmte die kroatische Dublinbehérde der Wiederaufnahme des
Erstbeschwerdefiihrers gemaR Artikel 20, Absatz 5, Dublin 111-VO ausdricklich zu und erganzte dahingehende, dass der
Erstbeschwerdefiihrer in Kroatien unter der Identitdt romisch 40, geb. romisch 40, in Erscheinung getreten ist.
Weiters stimmte die kroatische Dublinbeh&érde mit Schreiben vom selben Tag auch der Wiederaufnahme der Zweit-
und des Drittbeschwerdeflhrers gemal3 Artikel 20, Absatz 5, Dublin [1I-VO ausdrticklich zu und gab bekannt, dass die
Zweitbeschwerdefuhrerin in Kroatien die Identitat rémisch 40, und der Drittbeschwerdefihrer die Identitat romisch 40
, nannten.

1.4. Am 19.03.2024 fanden Einvernahmen des Erst- und der Zweitbeschwerdefuhrerin vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl unter Beiziehung einer geeigneten Dolmetscherin fir die Sprache Mongolisch statt, im Zuge
derer beide BeschwerdefUhrer zunachst angaben, dass sie einvernahmefahig seien.

1.4.1. Der Erstbeschwerdeflhrer gab in seiner eigenen Einvernahme an, dass er wegen seiner Rickenschmerzen jeden
Tag Schmerztabletten schlucken miisse. Bei einem Uberfall in der Mongolei im Dezember 2015 sei er verletzt worden
und habe daher Schmerzen im Riucken und in den Handen. In arztlicher Behandlung sei der Erstbeschwerdefihrer
nicht. In der Mongolei sei er aber 2015 am Ricken operiert worden. Auch hére er schlecht und habe bei diesem
Uberfall alle Z&hne verloren. Sonst gehe es ihm gut. Eine seiner Schwestern lebe seit ca. 20 Jahren in Osterreich und
sein Bruder schon mehr als zehn Jahre. Der Erstbeschwerdefiihrer habe seine Schwester in Osterreich bereits
getroffen; zu seinem Bruder habe er nur telefonischen Kontakt. Ein Abhangigkeitsverhaltnis bestehe weder zu seiner
Schwester noch zu seinem Bruder. Ferner habe der Erstbeschwerdefiihrer eine weitere Schwester in Osterreich, die
ebenfalls seit mehr als zehn Jahren hier lebe. Zu dieser Schwester bestehe jedoch kaum Kontakt. Weitere
Bezugspersonen bzw. Personen, zu denen ein Abhangigkeitsverhiltnis bestehe, gebe es in Osterreich nicht.

Die Beschwerdefuhrer seien in Kroatien in der Frih von der Polizei angehalten worden und seien bis zum Abend auf
dem Polizeirevier gewesen. Dann hatten ,sie” gesagt, die Beschwerdefihrer missten das Land binnen vier Tagen
verlassen und hatten sie zum Bahnhof gebracht. Dort hatten sie eine Nacht verbracht und seien dann weiter nach
Slowenien gefahren. Dass sie Kroatien binnen vier Tagen verlassen mussten, sei auf einem Papier gestanden. Dieses
Papier habe ein Passant dem Erstbeschwerdeflhrer Ubersetzt. Er habe das Papier jedoch verloren. Konkret den
Erstbeschwerdefuihrer betreffende Vorfdlle habe es in Kroatien nicht gegeben. Zur geplanten Vorgehensweise des
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Bundesamtes eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung nach Kroatien zu treffen, gab der Erstbeschwerdeflhrer an,
dass er eigentlich nicht zuriick nach Kroatien wolle. Sein Zielland sei Osterreich gewesen. Zu den vorab ausgefolgten
Landerfeststellungen zu Kroatien brachte der Erstbeschwerdeftihrer vor, dass er diese nicht gelesen habe, weil er nicht
nach Kroatien zurick wolle. Auf Vorhalt, dass er in Kroatien unter der Identitat XXXX , aufscheine, gab er an, dass er
Angst gehabt habe, weil er keine Dokumente gehabt habe, dass er nicht weiter nach Osterreich reisen kénne und
deshalb eine falsche Identitat angegeben habe. Die Beschwerdefiihrer seien in Kroatien in der Frah von der Polizei
angehalten worden und seien bis zum Abend auf dem Polizeirevier gewesen. Dann hatten ,sie” gesagt, die
Beschwerdefihrer missten das Land binnen vier Tagen verlassen und hdatten sie zum Bahnhof gebracht. Dort hatten
sie eine Nacht verbracht und seien dann weiter nach Slowenien gefahren. Dass sie Kroatien binnen vier Tagen
verlassen mussten, sei auf einem Papier gestanden. Dieses Papier habe ein Passant dem Erstbeschwerdefihrer
Ubersetzt. Er habe das Papier jedoch verloren. Konkret den Erstbeschwerdefihrer betreffende Vorfalle habe es in
Kroatien nicht gegeben. Zur geplanten Vorgehensweise des Bundesamtes eine Anordnung zur AulRerlandesbringung
nach Kroatien zu treffen, gab der Erstbeschwerdefihrer an, dass er eigentlich nicht zuriick nach Kroatien wolle. Sein
Zielland sei Osterreich gewesen. Zu den vorab ausgefolgten Landerfeststellungen zu Kroatien brachte der
Erstbeschwerdefuhrer vor, dass er diese nicht gelesen habe, weil er nicht nach Kroatien zurtck wolle. Auf Vorhalt, dass
er in Kroatien unter der ldentitat romisch 40, aufscheine, gab er an, dass er Angst gehabt habe, weil er keine
Dokumente gehabt habe, dass er nicht weiter nach Osterreich reisen kénne und deshalb eine falsche Identitit
angegeben habe.

1.4.2. In ihrer eigenen Einvernahme vor dem Bundesamt gab die ZweitbeschwerdeflUhrerin an, dass sie wegen
Bluthochdrucks morgens regelmaRig Tabletten nehme. Auch habe sie Probleme mit den Nieren, dem Ricken und dem
Herz. Wenn sie nervds sei oder Angst habe, bekomme sie Herzrasen und kdénne dann nicht schlafen. Im Camp sei die
Zweitbeschwerdefuhrerin jeden Tag beim Arzt Blutdruck messen. Da bekomme sie auch die Tabletten. Sie sei im Jahr
2013 in der Mongolei schwer geschlagen worden und habe seither die Nierenprobleme. Die linke Niere sei verkleinert.
Auch habe die Zweitbeschwerdefiihrerin in der Mongolei Herzrhythmusstdrungen gehabt. Ihre medizinischen
Unterlagen habe sie auf der Reise verloren. Aus Osterreich habe sie keine Unterlagen. Der Arzt in der Betreuungsstelle
habe ihr Bettruhe verordnet. Weitere Behandlungstermine seien nicht geplant. Dem Drittbeschwerdefihrer gehe es
gesundheitlich gut. Er sei gesund. lhre zwei Schwagerinnen und ein Schwager - die Geschwister des
Erstbeschwerdefiihrers - wiirden in Osterreich leben. Eine Schwégerin habe den Beschwerdefilhrern Kleidung
gebracht, weil sie auf der Reise viel verloren héatten. Sonst bekdmen sie keine finanzielle Unterstitzung. Aber sie
wlrden sich nahestehen und seien nett zueinander. Die beiden Schwagerinnen habe die Zweitbeschwerdeflhrerin in
Osterreich auch schon getroffen, den Schwager nicht. Weitere Bezugspersonen gebe es hier nicht.

In Kroatien seien die Beschwerdefiihrer in der Friih von der Polizei aufgegriffen worden und bis zum Abend auf dem
Polizeirevier gewesen. Dann hatten ,sie” die Beschwerdeflhrer zum Bahnhof gebracht und ihnen ein Papier gegeben,
auf dem gestanden sei, sie missten das Land binnen vier Tagen verlassen. Daher seien sie weiter nach Slowenien
gefahren. Den Inhalt des Schreibens wisse die Zweitbeschwerdeflhrerin nicht genau. Sie habe es so verstanden, dass
sie Kroatien ab XXXX .02.2024 verlassen musse. Dieses Schreiben habe sie nicht mehr; sie glaube, sie habe es verloren.
Konkret die Zweit- oder den Drittbeschwerdeflhrer betreffende Vorfalle habe es wahrend des Aufenthalts in Kroatien
nicht gegeben. Zur geplanten Vorgehensweise des Bundesamtes eine Anordnung zur Auflerlandesbringung nach
Kroatien zu treffen, gab die Zweitbeschwerdefiihrerin an, sie wolle nicht nach Kroatien. Sie wolle mit der Familie des
Erstbeschwerdefiihrers hier zusammenleben. Zu den vorab ausgefolgten Landerfeststellungen zu Kroatien brachte die
Zweitbeschwerdefuhrerin vor, dass sie diese nicht verstanden habe. Auf Vorhalt, dass sie in Kroatien unter den
Personalien XXXX , gefluihrt werde, gab sie an, dass ihnen viele Leute auf der Reiseroute gesagt hatten, dass sie nicht
ihre richtigen Identitdten angeben sollten, solange sie noch nicht im Zielland seien.In Kroatien seien die
Beschwerdefiihrer in der Frih von der Polizei aufgegriffen worden und bis zum Abend auf dem Polizeirevier gewesen.
Dann hatten ,sie” die Beschwerdefihrer zum Bahnhof gebracht und ihnen ein Papier gegeben, auf dem gestanden sei,
sie mussten das Land binnen vier Tagen verlassen. Daher seien sie weiter nach Slowenien gefahren. Den Inhalt des
Schreibens wisse die Zweitbeschwerdefihrerin nicht genau. Sie habe es so verstanden, dass sie Kroatien ab romisch
40 .02.2024 verlassen musse. Dieses Schreiben habe sie nicht mehr; sie glaube, sie habe es verloren. Konkret die Zweit-
oder den Drittbeschwerdefihrer betreffende Vorfalle habe es wahrend des Aufenthalts in Kroatien nicht gegeben. Zur
geplanten Vorgehensweise des Bundesamtes eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung nach Kroatien zu treffen, gab
die Zweitbeschwerdeflihrerin an, sie wolle nicht nach Kroatien. Sie wolle mit der Familie des Erstbeschwerdeflhrers



hier ~zusammenleben. Zu den vorab ausgefolgten Landerfeststellungen zu Kroatien brachte die
Zweitbeschwerdeflhrerin vor, dass sie diese nicht verstanden habe. Auf Vorhalt, dass sie in Kroatien unter den
Personalien rémisch 40, gefuhrt werde, gab sie an, dass ihnen viele Leute auf der Reiseroute gesagt hatten, dass sie
nicht ihre richtigen Identitaten angeben sollten, solange sie noch nicht im Zielland seien.

1.4.3. GemaR einer Auskunft der Arztestation der Betreuungsstelle habe der Erstbeschwerdefiihrer bei einer
Ordination am XXXX .03.2024 tber Schmerzen in der Lendenwirbelsdule und ausstrahlend ins rechte Knie geklagt. Es
sei zu Heilgymnastik und Physiotherapie geraten worden. Die Zweitbeschwerdefihrerin leide an hohem Blutdruck und
nehme Medikamente zu sich. Die Thorax-Rdntgen beider Beschwerdefiihrer seien ohne Befund gewesen (vgl. AS 91 im
Akt des Erstbeschwerdeflhrers bzw. AS 85 im Akt der Zweitbeschwerdeflhrerin). 1.4.3. Gemald einer Auskunft der
Arztestation der Betreuungsstelle habe der Erstbeschwerdefiihrer bei einer Ordination am rémisch 40 .03.2024 tber
Schmerzen in der Lendenwirbelsdule und ausstrahlend ins rechte Knie geklagt. Es sei zu Heilgymnastik und
Physiotherapie geraten worden. Die Zweitbeschwerdeflhrerin leide an hohem Blutdruck und nehme Medikamente zu
sich. Die Thorax-Réntgen beider Beschwerdeflihrer seien ohne Befund gewesen vergleiche AS 91 im Akt des

Erstbeschwerdeflihrers bzw. AS 85 im Akt der Zweitbeschwerdeflhrerin).

2. Mit den nunmehr angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes flir Fremdenwesen und Asyl wurden die Antrage
aller drei Beschwerdefuhrer auf internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten gemal 8 5 Abs. 1 AsylG als
unzuldssig zurtickgewiesen und ausgesprochen, dass Kroatien gemaf3 Art. 18 Abs. 1 lit. b Dublin IlI-VO fur die Prifung
dieser Antrage zustandig ist (Spruchpunkte I.). Unter den jeweiligen Spruchpunkten Il. der angefochtenen Bescheide
wurde gegen die Beschwerdefuhrer die AulRerlandesbringung gemaR 8 61 Abs. 1 Z 1 FPG angeordnet und festgestellt,
dass demzufolge gemaRR & 61 Abs. 2 FPG ihre Abschiebung nach Kroatien zuldssig ist.2. Mit den nunmehr
angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl wurden die Antrage aller drei
Beschwerdefiihrer auf internationalen Schutz ohne in die Sache einzutreten gemaf3 Paragraph 5, Absatz eins, AsylG als
unzulassig zurickgewiesen und ausgesprochen, dass Kroatien gemal3 Artikel 18, Absatz eins, Litera b, Dublin 11I-VO fur
die Prufung dieser Antrage zustandig ist (Spruchpunkte romisch eins.). Unter den jeweiligen Spruchpunkten rémisch Il.
der angefochtenen Bescheide wurde gegen die Beschwerdefihrer die AuRerlandesbringung gemaR Paragraph 61,
Absatz eins, Ziffer eins, FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge gemald Paragraph 61, Absatz 2, FPG ihre
Abschiebung nach Kroatien zuldssig ist.

3. Gegen diese Bescheide erhoben der Erst- und die Zweitbeschwerdefthrerin fiur sich und die
Zweitbeschwerdefuhrerin als gesetzliche Vertreterin auch fir den minderjahrigen Drittbeschwerdefiihrer im Wege
ihrer nunmehr ausgewiesenen Vertretung fristgerecht am 09.04.2024 Beschwerde wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit
infolge unrichtiger rechtlicher Beurteilung sowie wegen Verletzung von Verfahrensvorschriften und ersuchten um
Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung. Erstmals wurde vorgebracht, dass die Beschwerdeflhrer in Kroatien
unmenschlich behandelt und mit Waffen bedroht worden seien. Sie seien festgenommen worden und hatten viele
Stunden ohne Schuhe und voéllig durchnasst, ohne Wasser und Verpflegung ausharren muissen. Die Behandlung und
Kommunikation sei aggressiv gewesen und hatten die Beschwerdeflhrer Angst gehabt. Der Drittbeschwerdefihrer sei
von diesen Vorfallen traumatisiert. Zudem hatten der Erst- und die Zweitbeschwerdeflihrerin auch gesundheitliche
Probleme. Der Erstbeschwerdeflhrer sei in der Mongolei zusammengeschlagen worden und auf Schmerzmittel
angewiesen. Zudem seien bei ihm in Osterreich auch Diabetes und damit einhergehende Hautprobleme diagnostiziert
worden. Die Zweitbeschwerdefiihrerin leide unter Bluthochdruck, Nieren- und Herzproblemen und bendétige
regelmafige medizinische Kontrollen.

Die belangte Behorde stitze sich in ihrer Entscheidung auf die in den angefochtenen Bescheiden enthaltenen
Landerfeststellungen zur Situation in Kroatien. Selbst diese wirden eine untragbare Situation flr Asylwerber in
Kroatien beschreiben. In das aktuelle Landerinformationsblatt der Staatendokumentation hatten demnach zahlreiche
Berichte von NGOs und internationalen Organisationen Uber rechtswidrige und gewaltsame Push-Backs von Kroatien
nach Bosnien Eingang gefunden. Auch Push-Backs von Familien mit Kindern seien dokumentiert. Die Vielzahl an
dokumentieren Fallen, auf die auch das LIB verweise, wirde indizieren, dass die Push-Backs und die dabei
aufgewendete Polizeigewalt systematisch erfolgten. Dem Bericht des Verbindungsbeamten vom 06.02.2023,
demzufolge es am 01.01.2023 keine Berichte Uber Push-Backs gebe, widerspreche jedoch der aktuelle Bericht von
Human Rights Watch vom Mai 2023, in welchem empfohlen werde, Uberstellungen nach Kroatien gemaR der Dublin
I1I-VO auszusetzen. In der Folge zitiert die Beschwerde aus diesem Bericht wortlich und fuhrt hierzu aus, dass die
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Praxis der Push-Backs weiterhin bestehe und davon auch Familien mit Kindern betroffen seien. Ferner seien die
Landerinformationen unvollstandig und nur sehr allgemein gefasst. Sie wirden sich nicht mit der konkreten Situation
der BeschwerdefUhrer auseinandersetzen und zwar insbesondere nicht mit den speziellen Bedurfnissen, die die
Beschwerdefiihrer aufgrund ihres Gesundheitszustandes hatten. Hierzu habe die Behérde kaum Erhebungen gemacht
bzw. entsprechende Informationen eingeholt. Aufgrund der angefuhrten Berichte sei nicht gesichert, dass die
Beschwerdefthrer im Fall einer Ruckiberstellung nach Kroatien tatsachlich Zugang zu einem fairen Asylverfahren
bekdmen und ihrer Bedurfnisse entsprechend untergebracht und versorgt werden wirden. Weiters zitiert die
Beschwerde aus Urteilen des Verwaltungsgerichtes Braunschweig vom 08.05.2023 und vom 24.05.2022 sowie aus
einem Beschluss des Verwaltungsgerichtes Stuttgart vom 02.09.2022 und flhrt hierzu zusammengefasst aus, dass sich
die Behorde mit dem Vorbringen der Beschwerdefihrer und den einschlagigen Landerinformationen nicht
ausreichend auseinandergesetzt habe und daher auch keine ausreichenden Feststellungen zur Zumutbarkeit der
Uberstellung nach Kroatien getroffen hatten werden kénnen. Die Beschwerdefiihrer hitten gesundheitliche Probleme
und der Drittbeschwerdefiihrer sei minderjahrig, sodass die Beschwerdefliihrer schon allein deshalb besondere
Bedurfnisse in Unterbringung und Versorgung hatten. Daher wurde unter Verweis auf das Urteil des EGMR im Fall
Tarakhel gegen die Schweiz vom 04.11.2014 ausgefiihrt, dass das Bundesamt eine individuelle Zusicherung von den
kroatischen Behdrden hatte einholen mussen.

Neben den Vollmachten fir die einschreitende Vertretung war der Beschwerde ein Empfehlungsschreiben des Bruders
und einer der beiden Schwestern des Erstbeschwerdefiihrers beigelegt.

4. Mit E-Mail vom 29.05.2024 legte das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl dem Bundesverwaltungsgericht den
Abschiebebericht der Landespolizeidirektion Niederdsterreich vom 28.05.2024 vor, dem zu entnehmen ist, dass alle
drei Beschwerdefliihrer am selben Tag gemeinsam und komplikationslos auf dem Luftweg nach Kroatien Uberstellt
wurden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
1.1. Zu den Beschwerdefuhrern:

Der Erstbeschwerdefiihrer und die Zweitbeschwerdeflhrerin sind miteinander verheiratet und die Eltern des
minderjahrigen Drittbeschwerdeflihrers. Alle drei Beschwerdefiihrer sind Staatsangehdrige der Mongolei. Die
Zweitbeschwerdeflhrerin verlieB die Mongolei bereits im Jahr 2015 und reiste in die Turkei. Im Jahr 2016 folgte ihr der
Erstbeschwerdeflihrer und hielten sich alle drei Beschwerdefiihrer bis Mai 2023 in der Tirkei auf. Danach reisten sie
weiter nach Serbien und blieben dort bis Janner 2024. Von Serbien aus reisten sie nach Bosnien und von dort aus Uber
Kroatien illegal in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ein, wo der Erst- und die Zweitbeschwerdefihrerin am XXXX
.02.2024 jeweils einen Asylantrag stellten. Nach Zurtickziehung ihrer Antrage wahrend der Verfahren zur Bestimmung
des zustandigen Mitgliedstaates begaben sich alle drei Beschwerdeflhrer nach einem Aufenthalt von einem Tag und
einer Nacht in Kroatien Uber Slowenien unrechtmaRig in das dsterreichische Bundesgebiet und stellten der Erst- und
die Zweitbeschwerdefuhrerin fur sich und als gesetzliche Vertreter auch fir den minderjahrigen Drittbeschwerdefihrer
am 16.02.2024 die gegenstandlichen Antrdge auf internationalen Schutz.Der Erstbeschwerdefiihrer und die
Zweitbeschwerdeflhrerin sind miteinander verheiratet und die Eltern des minderjahrigen Drittbeschwerdeflhrers.
Alle drei Beschwerdefiihrer sind Staatsangehdrige der Mongolei. Die Zweitbeschwerdefihrerin verlieR die Mongolei
bereits im Jahr 2015 und reiste in die Turkei. Im Jahr 2016 folgte ihr der Erstbeschwerdeflihrer und hielten sich alle drei
Beschwerdeflihrer bis Mai 2023 in der Turkei auf. Danach reisten sie weiter nach Serbien und blieben dort bis Janner
2024. Von Serbien aus reisten sie nach Bosnien und von dort aus Uber Kroatien illegal in das Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten ein, wo der Erst- und die Zweitbeschwerdeflhrerin am rémisch 40 .02.2024 jeweils einen Asylantrag
stellten. Nach Zurlckziehung ihrer Antrage wahrend der Verfahren zur Bestimmung des zustandigen Mitgliedstaates
begaben sich alle drei Beschwerdefiihrer nach einem Aufenthalt von einem Tag und einer Nacht in Kroatien Uber
Slowenien unrechtmalig in das Osterreichische Bundesgebiet und stellten der Erst- und die Zweitbeschwerdefuhrerin
far sich und als gesetzliche Vertreter auch fur den minderjéhrigen Drittbeschwerdefiihrer am 16.02.2024 die
gegenstandlichen Antrage auf internationalen Schutz.

Das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl richtete am 26.02.2024 Wiederaufnahmegesuche an Kroatien, welche von
der kroatischen Dublinbehérde am 11.03.2024 beantwortet und die ausdriickliche Zustimmung zur Ubernahme aller



drei Beschwerdefihrer gemald Art. 20 Abs. 5 Dublin [ll-VO erteilt wurde. Ein Sachverhalt, der die Zustandigkeit
Kroatiens wieder beendet hatte, liegt nicht vor.Das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl richtete am 26.02.2024
Wiederaufnahmegesuche an Kroatien, welche von der kroatischen Dublinbehérde am 11.03.2024 beantwortet und die
ausdruckliche Zustimmung zur Ubernahme aller drei Beschwerdefiihrer gemal Artikel 20, Absatz 5, Dublin 1lI-VO
erteilt wurde. Ein Sachverhalt, der die Zustandigkeit Kroatiens wieder beendet hatte, liegt nicht vor.

Konkrete, in den Personen der Beschwerdefihrer gelegene Grinde, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes
vor Verfolgung in Kroatien sprechen, liegen nicht vor. Es wird nicht festgestellt, dass die drei Beschwerdefthrer im Fall
einer Uberstellung nach Kroatien Gefahr liefen, einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe bzw. einer sonstigen
konkreten individuellen Gefahr unterworfen zu werden.

Nach einem Uberfall im Jahr 2015 und einer darauffolgenden Operation in der Mongolei leidet der
Erstbeschwerdeflihrer unter Schmerzen im Bereich der Lendenwirbelsdule, die in sein rechtes Knie ausstrahlen.
Seinen eigenen Angaben zufolge nimmt er Tabletten gegen diese Schmerzen. Bei der Zweitbeschwerdefthrerin wurde
hoher Blutdruck diagnostiziert, wogegen sie Medikamente nimmt. DarUber hinausgehende Erkrankungen sowie akute
Behandlungsbediirftigkeiten werden nicht festgestellt. Sohin wird festgestellt, dass der Erst- und die
Zweitbeschwerdeflhrerin nicht lebensbedrohlich erkrankt sind. Da der Drittbeschwerdefihrer gesund ist, wird in einer
Gesamtbetrachtung festgestellt, dass die Beschwerdefihrer weder an einer kdrperlichen noch an einer psychischen
Krankheit leiden, die einer Uberstellung nach Kroatien aus gesundheitlichen Griinden entgegensteht bzw.
entgegengestanden ist.

In Osterreich sind zwei Schwestern und ein Bruder des Erstbeschwerdefilhrers dauerhaft aufenthaltsberechtigt.
Wahrend ihres Aufenthalts in Osterreich bestand zwischen den Beschwerdefiihrern und den genannten Angehérigen
des Erstbeschwerdefiihrers weder ein gemeinsamer Haushalt noch werden wechselseitige Abhangigkeiten festgestellt.
Lediglich zu einer der beiden Schwestern hatten die Beschwerdefiihrer persénlichen Kontakt in Osterreich. Daher wird
zusammengefasst festgestellt, dass keine besonders ausgepragten privaten, familidare oder berufliche Bindungen der
Beschwerdefiihrer im Bundesgebiet bestehen.

Letztlich wird festgestellt, dass alle drei Beschwerdefiihrer am 28.05.2024 gemeinsam und komplikationslos auf dem
Luftweg nach Kroatien Uberstellt wurden.

1.2. Zum kroatischen Asylverfahren einschlief3lich der Situation von Dublin-Ruckkehrern in Kroatien:

Zum kroatischen Asylverfahren sowie zur Situation von Dublin-Rickkehrern in Kroatien wurden in den angefochtenen
Bescheiden unter Anfihrung von Quellen umfangreiche Feststellungen getroffen, welche von der erkennenden
Einzelrichterin des Bundesverwaltungsgerichtes geteilt und auch flur gegenstandliches Erkenntnis herangezogen
werden.

Ungeachtet dessen wird explizit festgestellt:
a). Allgemeines zum Asylverfahren:

Es existiert ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlicher Beschwerdemaoglichkeit (AIDA 2 22.4.2022; USDOS
12.4.2022).

[...]

Im Jahr 2021 bestand die groRte Herausforderung neben der anhaltenden Ausbreitung von COVID-19 weiterhin in
einem strengen Grenzregime, das den Zugang zum Hoheitsgebiet und zum Verfahren fur internationalen Schutz in
Kroatien einschrankt und ernsthafte Bedenken hinsichtlich des Schutzes der Menschenrechte von Personen, die
internationalen Schutz beantragen, aufkommen lasst (HPC 22.4.2022).

Im Jahr 2022 wurden laut Eurostat 12.750 Erstantrage gestellt (von insgesamt 12.870 Antragen im Vergleich zu 2.930
Antragen im Jahr 2021) (Eurostat 23.3.2023; vgl. Mol 1.2.2023). Die Zahl der mutmaRlich unbegleiteten Minderjahrigen
belief sich auf 128 Personen (Eurostat 9.3.2023). Russen stellen inzwischen die mit Abstand antragsstarkste
Nationalitat dar (VB 6.2.2023).Im Jahr 2022 wurden laut Eurostat 12.750 Erstantrage gestellt (von insgesamt 12.870
Antragen im Vergleich zu 2.930 Antragen im Jahr 2021) (Eurostat 23.3.2023; vergleiche Mol 1.2.2023). Die Zahl der
mutmaRlich unbegleiteten Minderjahrigen belief sich auf 128 Personen (Eurostat 9.3.2023). Russen stellen inzwischen
die mit Abstand antragsstarkste Nationalitat dar (VB 6.2.2023).



b). Dublin Ruckkehrer:

Personen, die im Rahmen der Dublin-VO nach Kroatien zurtickkehren (dies waren im Jahr 2021 insgesamt 54
Personen), haben prinzipiell vollen Zugang zum kroatischen Asylsystem. Allerdings mussen Personen, die Kroatien vor
Abschluss des Verfahrens verlassen haben und deren Verfahren daher ausgesetzt wurde, nach ihrer Rickkehr nach
Kroatien erneut ein Asylverfahren beantragen (wenn sie dies winschen), und somit das urspringliche Verfahren
wieder aufnehmen, wie es in Artikel 18 Absatz 2 der Dublin-lll-Verordnung vorgesehen ist (AIDA 22.4.2022).

Andererseits gelten Personen, deren Antrag ausdrucklich zuriickgezogen oder abgelehnt wurde, bevor sie Kroatien
verlassen haben, als Folgeantragsteller, was im Widerspruch zur Dublin-Verordnung steht. Dublin Rickkehrer haben
keine Schwierigkeiten beim Zugang zum Aufnahmesystem und zu den materiellen Aufnahmebedingungen (AIDA
22.4.2022).

Das kroatische Rote Kreuz (CRC) bietet Dublin-Rlckkehrern, die in Aufnahmezentren fur Antragsteller untergebracht
sind, Unterstitzung bei der Integration in die kroatische Gesellschaft an (IOM 30.3.2023).

¢). Non-Refoulement:

Seit 2016 gibt es eine Liste von zehn sicheren Herkunftsstaaten. Diese sind Albanien, Bosnien und Herzegowina,
Nordmazedonien, Kosovo, Montenegro, Serbien, Marokko, Algerien, Tunesien und die Tirkei. Auf die Ttrkei wird das
Konzept des sicheren Herkunftsstaates in der Praxis allerdings nicht angewandt. Im Jahr 2018 wurde das Konzept in
insgesamt 76 Fallen umgesetzt, die sich wie folgt verteilen: bei Algeriern (39), Marokkanern (13), Tunesiern (13),
Kosovaren (5), Serben (4) und Bosniern (2). Entsprechende Zahlen fir den Zeitraum ab 2019 liegen nicht vor. Laut
Gesetz kann ein Land dann als sicherer Drittstaat eingestuft werden, wenn ein Antragsteller dort sicher ist vor
Verfolgung oder dem Risiko, ernsten Schaden zu erleiden, wenn das Non-Refoulement-Prinzip beachtet und effektiver
Zugang zum Asylverfahren gewahrt wird. Ob die Voraussetzungen fur die Anwendung des Konzepts des sicheren
Drittstaats erfullt sind, wird fur jeden Antrag gesondert festgestellt. Hierzu wird gepruft, ob ein Land die oben
genannten Bedingungen erfullt und ob eine Verbindung zwischen diesem Land und dem Antragsteller besteht,
aufgrund derer vernunftigerweise erwartet werden kann, dass er dort internationalen Schutz beantragen konnte,
wobei alle Fakten und Umstande seines Antrags zu bertcksichtigen sind (AIDA 22.4.2022).

Wie in den Jahren zuvor wurde die Grenzpolizei auch noch 2021 in Berichten nationaler und internationaler NGOs
gewaltsamer Pushbacks und der Misshandlung irreguldarer Migranten beschuldigt (USDOS 12.4.2022; vgl. SFH
13.9.2022). Nach Angaben des Danischen Flichtlingsrats (DRC) wurden 2021 gemal3 HPC 9.114 (HPC 22.4.2022) und
gemall USDOS 3.629 (USDOS 12.4.2022) Personen aus Kroatien nach Bosnien und Herzegowina (BiH)
zurlickgeschoben, darunter auch Vulnerable (UMA, Familien mit Kindern, Frauen), wobei es auch zu
Kettenabschiebungen gekommen sein soll (HPC 22.4.2022). Ende 2021 hatte das Anti-Folter-Komitee des Europarates
die Anwendung von Gewalt durch die kroatischen Behdérden bei Pushbacks kritisiert (SFH 13.9.2022). In einem Bericht
vom Mai 2022 stellte das Border Violence Monitoring Network fest, dass die kroatische Polizei in das Hoheitsgebiet von
Bosnien und Herzegowina eindrang, wahrend sie Menschen Uber die Grenze zurlckdrangte (FH 2023).Wie in den
Jahren zuvor wurde die Grenzpolizei auch noch 2021 in Berichten nationaler und internationaler NGOs gewaltsamer
Pushbacks und der Misshandlung irregularer Migranten beschuldigt (USDOS 12.4.2022; vergleiche SFH 13.9.2022).
Nach Angaben des Danischen Flichtlingsrats (DRC) wurden 2021 gemaR HPC 9.114 (HPC 22.4.2022) und gemal3 USDOS
3.629 (USDOS 12.4.2022) Personen aus Kroatien nach Bosnien und Herzegowina (BiH) zurlickgeschoben, darunter
auch Vulnerable (UMA, Familien mit Kindern, Frauen), wobei es auch zu Kettenabschiebungen gekommen sein soll
(HPC 22.4.2022). Ende 2021 hatte das Anti-Folter-Komitee des Europarates die Anwendung von Gewalt durch die
kroatischen Behorden bei Pushbacks kritisiert (SFH 13.9.2022). In einem Bericht vom Mai 2022 stellte das Border
Violence Monitoring Network fest, dass die kroatische Polizei in das Hoheitsgebiet von Bosnien und Herzegowina
eindrang, wahrend sie Menschen Uber die Grenze zurtickdrangte (FH 2023).

Am 8.6.2021 schloss das Innenministerium eine Vereinbarung zur Einrichtung eines unabhangigen Mechanismus zur
Uberwachung des Verhaltens von Polizeibeamten des Innenministeriums im Bereich der illegalen Migration und des
internationalen Schutzes. Der Mechanismus soll die Behandlung von irreguldren Migranten und Personen, die
internationalen Schutz suchen, durch angekiindigte und unangekiindigte Beobachtungen auf Polizeistationen, in
Auslénderunterkiinften und durch angekindigte Besuche an ,anderen geeigneten Orten” wie der griinen Grenze



zwischen Kroatien und Bosnien und Herzegowina uUberwachen. Einige NGOs kritisierten den Mechanismus wegen
mangelnder 6ffentlicher Informationen Uber die Einzelheiten des Abkommens und unzureichender Uberwachung an
der grinen Grenze, wo ihrer Meinung nach die meisten Menschenrechtsverletzungen stattfanden (USDOS 12.4.2022).

Seit geraumer Zeit gibt es nun keine (VB 6.2.2023) bzw. weniger Berichte und Beschwerden Uber Pushbacks (FH 2023).
Insbesondere seit der Zeit vor dem Beitritt Kroatiens zum Schengen-Raum am 1. Janner 2023 hat es kaum mehr
Berichte Uber Pushbacks gegeben (DF 1.2.2023).

Anfang April 2023 sind Kopien angeblicher polizei-interner WhatsApp-Chatverlaufe aufgetaucht, welche nahelegen
sollen, dass die Pushbacks systematisch und mit dem Wissen hoéherer kroatischer Stellen erfolgt sein kénnten. Das
kroatische Innenministerium bestatigt die berichteten Inhalte nicht und nennt Pushbacks weiterhin Einzelfélle (ORF
6.4.2023).

d). Versorgung:

Asylwerber in Kroatien haben das Recht auf materielle Versorgung wahrend des Asylverfahrens. Dieses Recht gilt ab
dem Zeitpunkt, wo sie den Willen zur Asylantragstellung erkennen lassen und umfasst Unterbringung in einem
Aufnahmezentrum, Verpflegung, Kleidung und finanzielle Unterstitzung sowie Refundierung der Fahrtkosten in
offentlichen Verkehrsmitteln (AIDA 22.4.2022). Das Innenministerium (MOI) betreibt die Aufnahmezentren flr
Asylwerber in Zagreb und Kutina und ist fur die Erbringung von Leistungen durch NGOs verantwortlich. Derzeit hat das
Innenministerium Vertrage mit dem Kroatischen Roten Kreuz und Médecins du Monde (UNHCR 0.D.).

Der Jesuitische Fluchtlingdienst (JRS Croatia) betreibt mit Unterstitzung von UNICEF einen Bereich im
Aufnahmezentrum fur Asylsuchende in Zagreb, der Minderjahrigen einen sicheren Ort zum Verweilen bietet (JRS 0.D.).

Die monatliche finanzielle Unterstitzung wird ab der Unterbringung in einem Aufnahmezentrum gewahrt und belduft
sich per 31.12.2021 auf 100 Kuna (EUR 13,30) pro Person. Auch wenn sich der Betrag bei abhangigen
Familienmitgliedern erhoht, gilt er als sehr gering bemessen. Asylwerber, deren Verfahren nach neun Monaten noch
nicht entschieden ist, haben das Recht zu arbeiten und kdnnen auf freiwilliger Basis etwa auch innerhalb der
Aufnahmezentren mitarbeiten. Auch kénnen sie bei gemeinnitzigen Tatigkeiten oder bei der Arbeit humanitarer
Organisationen mitwirken. Die NGO Are You Syrious (AYS) berichtete, dass sie im Jahr 2021 Asylwerber tber das Recht
auf Arbeit informiert und bei der Arbeitssuche unterstitzt hat (z.B. beim Verfassen von Lebensldufen und bei der
Kontaktaufnahme mit Arbeitgebern). Als ein Manko der derzeitigen gesetzlichen Losung wurde die neunmonatige Frist
fir die Umsetzung des Rechts auf Arbeit genannt, die eine frihzeitige Integration in den Arbeitsmarkt verhindert (AIDA
22.4.2022).

Beglnstigte des IOM-Projekts ,Voluntary Relocation from Italy to other EU Member and Associated States - RELITA”, in
dessen Rahmen Migranten aus lItalien nach Kroatien umgesiedelt werden (bis Marz 2023 10 Personen), erhalten
Unterstltzung von IOM Kroatien. Diese Unterstiitzung umfasst u. a. Reiseunterstitzung inkl. Flugticketbuchung. IOM
Kroatien schlieBlich sorgt fur den Empfang der Beglinstigten des RELITA-Projekts am Flughafen (IOM 30.3.2023).

e). Unterbringung:

Gemal Asylgesetz haben Asylwerber wahrend des Asylverfahrens das Recht auf Unterbringung in entsprechenden
Aufnahmezentren. Auf Antrag kénnen sie auf eigene Kosten auRerhalb eines Zentrums wohnen. Kroatien verfugt Gber
zwei offene Aufnahmezentren fur Asylwerber, in Zagreb im ,Hotel Porin” (Kapazitat: 500-600 Platze) (AIDA 22.4.2022;
vgl. VB 6.2.2023) und in Kutina, mit einer Kapazitat von 100 (AIDA 22.4.2022) bis 200 Platzen (VB 6.2.2023). Beide
Zentren werden vom kroatischen Innenministerium geflhrt. Das Zentrum in Kutina ist fir die Unterbringung
vulnerabler Antragsteller gedacht, derzeit findet dort aber Renovierungsarbeiten statt (VB 6.2.2023; vgl. AIDA
22.4.2022).Gemal Asylgesetz haben Asylwerber wdhrend des Asylverfahrens das Recht auf Unterbringung in
entsprechenden Aufnahmezentren. Auf Antrag kdnnen sie auf eigene Kosten aulRerhalb eines Zentrums wohnen.
Kroatien verfigt Uber zwei offene Aufnahmezentren fur Asylwerber, in Zagreb im ,Hotel Porin” (Kapazitat: 500-600
Platze) (AIDA 22.4.2022; vergleiche VB 6.2.2023) und in Kutina, mit einer Kapazitat von 100 (AIDA 22.4.2022) bis 200
Platzen (VB 6.2.2023). Beide Zentren werden vom kroatischen Innenministerium gefiihrt. Das Zentrum in Kutina ist fur
die Unterbringung vulnerabler Antragsteller gedacht, derzeit findet dort aber Renovierungsarbeiten statt (VB 6.2.2023;
vergleiche AIDA 22.4.2022).



Der Plan, in Mala Gorica ein neues Aufnahmezentrum zu bauen, wurde nach Protesten der lokalen Bevolkerung wieder
verworfen und das veranschlagte Geld in die Renovierung der bestehenden Zentren investiert (AIDA 22.4.2022).

In Slavonski Brod/BjeliS besteht ein angemietetes Objekt fiir eventuelle zukinftige Migrationswellen (VB 6.2.2023).

In den Zentren erhalten die Bewohner drei Mahlzeiten pro Tag und schwangere Frauen, Wochnerinnen und
Minderjahrige bis 16 Jahre erhalten zusatzlich eine Nachmittagsjause. In vom Roten Kreuz ausgestatteten Kichen
kdnnen sich die Asylwerber aulRerdem selbst Mahlzeiten zubereiten (AIDA 22.4.2022).

Far Familien mit Kindern stellt UNICEF die medizinische Versorgung von Muttern und Kindern sowie Unterstutzung fur
schwangere und stillende Mutter bereit. Weiters organisiert UNICEF abgeschlossene Bereiche, in denen die Kinder
spielen und informell lernen kdnnen (UNICEF 0.D.).

Antragsteller kénnen bis zum Ende ihres Verfahrens in den Unterbringungszentren bleiben. Wenn eine rechtskraftig
negative Entscheidung vorliegt und die postulierte Frist zur freiwilligen Ausreise verstrichen ist, endet das Recht, sich
dort aufzuhalten (AIDA 22.4.2022).

Kroatien verfugt zurzeit Uber drei Schubhaftzentren mit einer Gesamtkapazitat von insgesamt 219 Platzen: das
geschlossene (Schubhaft-) Zentrum (Center for Foreigners) in Jezevo mit 95 Platzen und die Transitzentren in Trilj und
in Torvarnik mit jeweils 62 Platzen (AIDA 22.4.2022, vgl. VB 6.2.2023).Kroatien verflgt zurzeit UGber drei
Schubhaftzentren mit einer Gesamtkapazitat von insgesamt 219 Platzen: das geschlossene (Schubhaft-) Zentrum
(Center for Foreigners) in Jezevo mit 95 Platzen und die Transitzentren in Trilj und in Torvarnik mit jeweils 62 Platzen
(AIDA 22.4.2022, vergleiche VB 6.2.2023).

f). Medizinische Versorgung:

Asylwerber haben das Recht auf medizinische Notversorgung und notwendige medizinische und psychologische
Behandlung (AIDA 4.2022; vgl. SRC 12.2021). Diese Behandlung ist in den Aufnahmezentren verflgbar. Dartuber hinaus
kénnen die Antragsteller an értliche Krankenhduser verwiesen werden. Vulnerable Antragsteller, insbesondere Opfer
von Folter, Vergewaltigung oder sonstigen schwerwiegenden Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt,
sind entsprechend medizinisch zu behandeln. In der Praxis ist diese zusatzliche Gesundheitsversorgung jedoch nicht
regelmalig zuganglich (AIDA 22.4.2022). Asylwerber haben das Recht auf medizinische Notversorgung und notwendige
medizinische und psychologische Behandlung (AIDA 4.2022; vergleiche SRC 12.2021). Diese Behandlung ist in den
Aufnahmezentren verflgbar. Darlber hinaus kénnen die Antragsteller an ortliche Krankenhduser verwiesen werden.
Vulnerable Antragsteller, insbesondere Opfer von Folter, Vergewaltigung oder sonstigen schwerwiegenden Formen
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt, sind entsprechend medizinisch zu behandeln. In der Praxis ist diese
zusatzliche Gesundheitsversorgung jedoch nicht regelmaBig zuganglich (AIDA 22.4.2022).

Aufgrund restriktiver Vorschriften haben Asylwerber nur eingeschrankt Zugang zur reguldren Gesundheitsversorgung:
Nach dem Gesetz wird ihnen "medizinische Notbetreuung und notwendige Behandlung von Krankheiten und
schweren psychischen Stérungen" gewahrt. Die psychiatrische und psychologische Behandlung von Asylwerbern ist
daher nur bei medizinischer Notversorgung und n
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